
Die hohe staatliche Anerkennung und Würdigung durch 
außerordentliche Leistungen und Verdienste voll­
brachter Heldentaten findet ihren Ausdruck in der VO 
fiber die Stiftung des Ehrentitels „Held der Deutschen 
Demokratischen Republik“ vom 28. Oktober 1975 
(GBl. I S. 681) nebst der als Anlage veröffentlichten 
Ordnung über die Verleihung des Ehrentitels „Held 
der Deutschen Demokratischen Republik“. Der Ehren­
titel wird für hervorragende Einzelleistungen verlie­
hen, die hohe persönliche Einsatzbereitschaft, Mut, 
Kühnheit und Opferbereitschaft erfordern, für die wei­
tere erfolgreiche Entwicklung der DDR überragende 
Bedeutung haben und als Heldentaten zu werten sind. 
Er kann in besonderen Ausnahmefällen auch an Bür­
ger anderer Staaten verliehen werden, die Heldentaten' 
für die DDR vollbracht haben.

*
Ausgehend von den höheren Anforderungen an die 
staatliche Leitung und Planung sowie zur Durchsetzung 
einheitlicher Prinzipien in der Organisation und Tä­
tigkeit der zentralen Staatsorgane beschloß der Mini­
sterrat eine Reihe weiterer Statuten, nämlich
— das Statut des Ministeriums für Gesundheitswesen 

(Beschluß des Ministerrates vom 25. September 1975 
[GBl. I S. 673]),

— das Statut des Ministeriums für Bauwesen (Be­
schluß des Ministerrates vom 4. September 1975 
[GBl. I S. 682]),

— das Statut des Ministeriums für Umweltschutz und 
Wasserwirtschaft (Beschluß des Ministerrates vom
23. Oktober 1975 [GBl. I S. 699]),

— das Statut des Ministeriums für Wissenschaft und 
Technik (Beschluß des Ministerrates vom 30. Okto­
ber 1975 [GBl. I S. 725]) sowie

— das Statut des Ministeriums für Land-, Forst- und 
Nahrungsgüterwirtschaft (Beschluß des Ministerrates 
vom 4. Dezember 1975 [GBl. I S. 753]).

Mit diesen Statuten wurden die Rechtsgrundlagen für 
den Aufbau und die Tätigkeit des zentralen Staats­
apparates in konsequenter Anwendung des Leninschen 
Prinzips des demokratischen Zentralismus weiter ver- 
vollkommnet/5/ und die Einheit von Aufgaben und 
Verantwortung sowie Rechten und Pflichten weiter 
durchgesetzt. In jedem Statut ist die Verantwortung des 
jeweiligen zentralen Staatsorgans für die konsequente 
Verwirklichung des sozialistischen Rechts und die Ein­
haltung der sozialistischen Gesetzlichkeit festgelegt 
und die Rechtssetzungskompetenz des Ministers genau 
bestimmt. Besondere Beachtung verdient das Statut des 
Ministeriums für Wissenschaft und Technik, weil damit 
erstmals in umfassender Weise die Aufgaben, Rechte 
und Pflichten dieses Ministeriums statutarisch geregelt 
werden.
Mit dem Statut der Sparkassen der Deutschen Demo­
kratischen Republik (Beschluß des Ministerrates vom 
23. Oktober 1975 [GBl. I S. 703]) werden Stellung, Auf­
gaben, Arbeitsweise und Leitung sowie Geschäftsfüh­
rung und Vermögen dieser volkseigenen Kreditinstitute 
geregelt, die insbesondere für die Betreuung der Bür­
ger in' allen Geldangelegenheiten verantwortlich sind. 
Die Sparkassen sind Einrichtungen der Räte der Kreise, 
wobei für mehrere Kreise auf Beschluß der Volksver­
tretungen eine gemeinsame Sparkasse tätig werden 
kann. Sie sind verpflichtet, Sparkonten (§§ 238 bis 240) 
bzw. Spargirokonten (§§ 238 Abs. 2, 234 bis 236 ZPO) 
für die Bürger zu führen und den Zahlungsverkehr 
schnell, sicher und rationell durchzuführen. Ferner

15/ Zum Rahmenstatut für die Industrieministerien sowie zu 
weiteren Statuten von Ministerien und anderen zentralen 
staatlichen Organen vgl. die Gesetzgebungsübersichten in NJ 
1975 S. 303 £., 451 und 633.

gewähren sie den Bürgern Kredite zur Befriedigung 
persönlicher Bedürfnisse auf der Grundlage von Kredit­
verträgen (§§ 241 bis 243 ZGB). Zu ihren Aufgaben 
gehört es, die Bürger in allen Geldangelegenheiten fach­
kundig zu beraten und zu informieren (§ 8 Abs. 2 
Satz 2 des Statuts).
Im Rahmen des Wohnungsbauprogramms finanzieren 
die Sparkassen den Bau von Eigenheimen/6/ und Maß­
nahmen' für die Erhaltung des Wohnungsbestands. Sie 
führen die Finanzierung und Finanzkontrolle gegen­
über den VEB Kommunale Wohnungsverwaltung, den 
VEB Gebäude Wirtschaft, den sozialistischen Wohnungs­
baugenossenschaften und den Dienstleistungsbetrieben 
der örtlichen Volkswirtschaft durch.
Das Statut der Bank für Landwirtschaft und Nah­
rungsgüterwirtschaft der Deutschen Demokratischen 
Republik (Beschluß des Ministerrates vom 23. Oktober 
1975 [GBl. I S. 692]) charakterisiert diese als das zen­
trale Organ des Ministerrates für die Verwirklichung 
der von Partei und Regierung beschlossenen Geld- und 
Kreditpolitik im Bereich der Land-, Forst- und Nah­
rungsgüterwirtschaft. Die Bank arbeitet eng mit den 
entsprechenden zentralen Staatsorganen zusammen. Sie 
fördert auf der Grundlage des Planes durch die Aus­
nutzung von Kredit und Zins die Intensivierung der 
landwirtschaftlichen Produktion und den planmäßigen 
Übergang zu industriemäßigen Produktionsmethoden 
mit höchstem Nutzen für die gesamte Gesellschaft. Sie 
nimmt auch Spareinlagen entgegen und fördert die 
Spartätigkeit der Landbevölkerung.
Die Bank ist ihrer Stellung gemäß verpflichtet, staat­
liche Kontroll- und Aufsichtsaufgaben wahrzunehmen 
und demzufolge die Einhaltung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit auf dem Gebiet der Haushalts- und Finanz­
wirtschaft zu sichern. So übt sie gegenüber den VdgB 
die Aufsicht über das Bankgeschäft aus. Bei ihr be­
steht ein Revisionsorgan, das zur Herstellung der Ge­
setzlichkeit gegenüber LPGs, GPGs und anderen so­
zialistischen Produktionsgenossenschaften der Land­
wirtschaft sowie ihren kooperativen Einrichtungen das 
Recht hat, Auflagen zu erteilen.
Mit der AO über den Sparverkehr bei den Geld- und 
Kreditinstituten der DDR vom 28. Oktober 1975 (GBl. I
S. 705) und der AO über den Scheckverkehr vom 
25. November 1975 (GBl. I S. 760) liegt in Verbindung 
mit dem neuen Statut der Sparkassen eine geschlossene 
und übersichtliche Regelung für den gesamten Spar­
und Scheckverkehr vor. Damit werden Bürger und Be­
triebe umfassender als bisher über ihre Rechte und 
Pflichten informiert, und die Rechtssicherheit wird er­
höht./?/ Die beiden Anordnungen entsprechen § 46 ZGB, 
wonach Allgemeine Bedingungen' in Form von Rechts­
vorschriften zu erlassen sind.
In diesem Zusammenhang sei noch auf die AO über 
Allgemeine Bedingungen der Staatsbank der Deutschen 
Demokratischen Republik für die Kontoführung und die 
Durchführung des Zahlungsverkehrs — Geschäftsbedin­
gungen der Staatsbank der DDR — vom 25. November 
1975 (GBl. I S. 757) hingewiesen. Diese Bedingungen 
gelten’ sowohl für die Geschäftsbeziehungen der Staats­
bank mit ihren Vertragspartnern mit Sitz oder Wohn­
sitz in der DDR als auch für die Geschäftsbeziehungen 
der Sparkassen mit ihren Partnern, soweit sie die Füh­
rung von Konten für Betriebe, staatliche Organe und 
Einrichtungen sowie Vereinigungen und gesellschaft­
liche Organisationen und die Durchführung des Zah-

/B/ Vgl. dazu § 3 der VO über die Finanzierung des Baues von 
Eigenheimen der Bürger vom 15. Dezember 1970 (GBl. II S. 722) 
und § 8 der VO über die Förderung des Baues von Eigenhei­
men vom 24. November 1971 (GBl. II S. 709).
/7/ Ein spezieller Beitrag über die rechtliche Regelung des 
Spar- und Scheckverkehrs wird vorbereitet.
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